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Kapitalismus, Rassismus, Sexismus und Krieg
Überlegungen und Schlussfolgerungen zu den Ereignissen in der Kölner Neujahrsnacht

J
e länger die Ereignisse von Köln zu-
rückliegen, desto mehr Menschen 
gehen davon aus, gesichertes Wis-

sen über die Vorgänge zu haben, und 
desto weniger sicher ist unbefangenen 
BeobachterInnen, was dort wirklich ge-
schehen ist. Sicher ist nur eins: es gibt 
einen anschwellenden rassistischen 
Hassgesang derer, die meinen, sich nun 
keinerlei Zurückhaltung mehr auferle-
gen zu müssen. Die Stichworte dazu ka-
men, kommen von Oben. So etwas ge-
schieht nicht zum ersten Mal. Wir soll-
ten auf öffentlicher und unabhängiger 
Prüfung der Ereignisse bestehen.

In der Neujahrsnacht sind vor dem 
Kölner Hauptbahnhof und am Dom 
unbekannt viele Menschen von meist 
männlichen Jugendlichen und Er-
wachsenen mit Silvesterfeuerwerk und 
Böllern beschossen worden. Es kam zu 
Anrempelungen, Schubsereien, Dieb-
stählen, Raub. Es sollen sich Gruppen 
von Angreifern um Attackierte herum 
gebildet und sie gemeinsam belästigt 
haben. Dabei kam es nach Berichten 
auch zu körperlichen Angriffen und 
sexuellen Übergriffen auf Frauen, die 
nach der derzeitigen Informationsla-
ge in zwei Fällen zu Vergewaltigungen 
geführt haben. Die anwesenden Poli-
zeikräfte sollen völlig überfordert ge-
wesen sein, schritten jedenfalls nicht 
effektiv ein. Zum jetzigen Zeitpunkt 
berichtet die Polizei von über 900 An-
zeigen, die nun in rascher Folge er-
stattet wurden. Es habe einige Fest-
nahmen gegeben. Mehrere der Fest-
genommenen werden polizeilich als 
„bekannte Intensivtäter“ bezeichnet, 
leben also schon länger in Köln und 
Umgebung.

Die polizeiliche Darstellung dieser 
Ereignisse ist widersprüchlich und hat 
sich nach den Ereignissen drastisch ge-
wandelt. Zu Neujahr 2016 hieß es im 
offiziellen Polizeibericht noch, der 
Übergang ins neue Jahr sei friedlich 
verlaufen. Nach Medienberichten, die 
ab dem 2. Januar in rascher Folge die 
oben geschilderten Ereignisse immer 
drastischer darstellten, schien bald klar 
zu sein: zig, nein Hunderte, nein min-
destens tausend, nein 1 500 oder 2 000 
Männer, und zwar zweifelsfrei vor al-
lem „Nordafrikaner und Araber“, dar-
unter möglicherweise viele Flüchtlinge, 
mithin natürlich mehrheitlich Muslime, 
zugleich alkoholisiert, hätten am Köl-
ner Hauptbahnhof massenhaft Frauen 
belästigt. Es entstand der Eindruck ei-
ner Art Massenvergewaltigung durch, 
wie es BILD vorbehalten blieb zu for-
mulieren, einen „Sex-Mob“.

★

Die ersten Berichte über diese derzeit 
fast allgemein akzeptierte Lesart der 
Ereignisse stammt anscheinend von 
der Facebookseite „NETT-Köln“ Die-
se Seite war schon vor dem 31.12.2015 
dafür bekannt, dass sich dort rassisti-
sche Postings immer wieder breitma-
chen konnten.

Erst am 5. Januar tauchte dann bei 
Spiegel-Online die Schilderung der 
Ereignisse auf, wie sie aus „internen“, 
ja „privaten“ Aufzeichnungen von Be-
reitschaftspolizisten vor Ort entstam-
men sollen. Nun erst, vier Tage nach 
den Ereignissen, schien es damit auch 
plötzlich polizeiliche Einschätzungen 
der Lage vor Ort zu geben, die den Me-
dienberichten seit dem 2. Januar Recht 
gaben.

Wie belastbar diese Aufzeichnun-
gen sind, ist noch völlig unklar. An 
dem einen Beispiel, angeblich von „Sy-
rern“ zerrissene Aufenthaltsdokumen-
te, von dem im „internen Bericht“ die 
Rede ist – in Wahrheit handelt es sich 
dabei um unzerreißbare, EC-ähnliche 
Plastikkarten, wie eine Nachrecherche 
des Deutschlandfunks mittlerweile er-
gab – wird deutlich: es wird genau zu 
prüfen sein, wann und von wem diese 
„internen“ Aufzeichnungen angefertigt 
wurden und warum sie nicht am 1. oder 
2. Januar, sondern erst drei Tage später 
veröffentlicht wurden. Denn dass die-
ses Dokument quasi zufällig erst Tage 
später ans Licht gekommen sein soll, ist 
vor dem Hintergrund der eskalieren-
den öffentlichen Diskussion schwer 
vorstellbar.

Auch überraschend vieles andere 
ist bis heute nicht klar. Wie viele Men-
schen befanden sich wann im Bereich 
Hauptbahnhof/Domplatte, wie viele 
waren Täter, wie viele Opfer? Geht 

man vom Augenschein veröffentlichter 
Videobilder aus, könnten sich ca. 1 000 
Personen auf dem Platz befunden ha-
ben. Dabei hat es weit über 900 Straf-
anzeigen gegeben? Es muss geklärt 
werden, wie es zu solchen Zahlenver-
hältnissen bei behaupteter gleichzeiti-
ger polizeilicher Unfähigkeit kommen 
kann, etwas dagegen zu unternehmen.

Wenn man Augenzeugenberichte 
liest, stellt sich die Frage: Waren alle 

Frauen alleine unterwegs? Hat sich 
niemand gewehrt? Hat niemand eine 
Schlägerei angefangen? Ist ein solches 
Szenario – hunderte Frauen werden von 
hunderten Männern in kurzer Zeit auf 
engem Raum schwer sexuell belästigt – 
ohne Massenschlägerei vorstellbar?

Wer waren die Täter und woher ka-
men sie? Wie kam es zu der frühzeiti-
gen Behauptung, es habe sich bei ihnen 
um „Nordafrikaner und Araber“ gehan-
delt? Wo sind die Belege für eine bun-
desweite Koordination der Verbrechen?

Wie kam es zur Entscheidung, eine 
bereitstehende polizeiliche Reserve-
hundertschaft aus Duisburg nicht ein-
zusetzen, obwohl diese das von sich aus 
angeboten haben soll? Woher wusste 
diese Einheit überhaupt von der zeit-
gleichen Lage in Köln?

Wie zu hören ist, wertet die Poli-
zei derzeit neben zahlreichen privaten 
Videoaufnahmen auch 350 Stunden 
Material von verschiedenen Überwa-
chungskameras aus. Hierzu wurde nun 
Scotland Yard um Hilfe gebeten.

Wie kam es zu der zunächst völlig 
anderslautenden Einschätzung der Er-
eignisse durch die Polizei am 1. Januar?

Das alles und mit Sicherheit viele 
weitere Fragen müssen geklärt werden, 
bevor eine ernst zu nehmende politi-
sche Bewertung der Vorgänge erfol-
gen kann. Dass in weiten Teilen der 
öffentlichen Diskussion weitreichen-
de Schlussfolgerungen aus den Ereig-
nissen gezogen werden, ohne dass ein 
abgesichertes Bild der Ereignisse vor-
liegt, verwiest auf eine gesellschaftliche 
Energie, die sich aus ganz anderen, trü-
ben Quellen speist, als Empörung über 
die Ereignisse von Köln.

Dem allen sollte seitens der Lin-
ken im Land energisch und zäh auf den 
Grund gegangen werden.

Die Stimmung kippt: Stunde 
der Heuchelei und Hetze
Die Veröffentlichung des so bezeich-
neten „internen Einsatzberichts“ am 
5. Januar markiert eine Grenze in der 
Diskussion entscheidender staatlicher 

Funktionsträger, begleitet vom größ-
ten Teil der Medien, die spätestens jetzt 
auf den mainstream der Diskussion in 
den social media einschwenkten. Mit 
der Versetzung des Kölner Polizeiprä-
sidenten in den Ruhestand bekam die 
heute fast allgemein geglaubte Variante 
des Ablaufs der Ereignisse quasi einen 
amtlichen Wahrheitsanspruch. Hierzu 
paßt, was Innenminister Jäger aus dem 
NRW-Innenausschuß am Nachmittag 

des 11. Januar vortrug. Damit ist die wei-
tere Diskussion vorgezeichnet. Sie geht 
seither von etwas aus, das, siehe oben, 
keineswegs sicher belegt ist, ja derzeit 
sogar noch gar nicht sicher sein kann.

Diese Darstellung diente sofort 
weiteren sehr realen Schritten. Mit 
ihr kippte die Stimmung gegenüber 
Flüchtlingen im Land – und um dieses 
Thema geht es die ganze Zeit bei der 
Diskussion der Ereignisse ja eigentlich.

Teile der Herrschenden nutzten die 
Gunst der Stunde, um nun mit allem 
Möglichen und Unmöglichen durch-
zuziehen, was schon länger auf dem 
Wunschzettel stand. Die öffentliche 
Diskussion war einige Tage lang von 
schäumendem Rassismus und Natio-
nalismus einerseits, mindestens partiel-
ler Unfähigkeit zu adäquater Reaktion 
der Linken andererseits gekennzeich-
net. Der innere und der äußere Feind 
steht fast allen klar vor Augen: es ist 
der Kulturfremde, der Nicht-Deutsche, 
der Moslem, dem alles, sogar Übergrif-
fe auf „unsere [besitzanzeigendes Für-
wort!] Frauen“ zuzutrauen ist. Es geht 
nicht um Klassenkampf, sondern um 
die Abwehr des Bösen aus der frem-
den Religion, Nation, Kultur.

Nun schlug auch die Stunde patriar-
chaler GenderaktivistInnen und einer 
Reihe von „Feministinnen“ von Rechts: 
Alice Schwarzer, Kristina Schröder 
Erika Steinbach und so weiter hatten 
es schon immer gewußt. „Wieviel Islam 
steckt in der Vergewaltigung?“ wollte 
die ehemalige Bundesfamilienminste-
rin in der Sonntags-FAZ wissen. Wie-
viel christliches Abendland in Holo-
caust und Atombombe steckt, hat die 
notorisch evangelikale Fundamentalis-
tin natürlich noch nie gefragt. Der Se-
xismus von RDCS-und JU-Plakaten, 
die Propaganda für‘s lustige Frauenbe-
grabschen in Flyern zum Kölner Karne-
val 2016, die seinerzeit erfolgte Ableh-
nung eines Straftatbestandes der Ver-
gewaltigung in der Ehe durch Vertreter 
der klerikal-konservativen Rechten wie 
Steinbach und Seehofer – kein Thema 
für Schwarzer und Schröder.

Ihnen, und erst recht der neofa-
schistischen Rechten von AfD und 
PEGIDA bis zur NPD („Genderwahn-
sinn“) geht es in Wahrheit nicht um ein 
egalitäres und antipatriarchales Rollen-
verständnis für Frauen und Männer. 
Es geht ihnen mit sex and crime, der 
klassischen Mischung für gesteigerte 
emotionale Aufmerksamkeit, um die 
ablenkende Ethnisierung und Kultu-
ralisierung sexueller Gewalt („triebge-

steuerte junge Muslime“), keineswegs 
um sexuelle Gewalt von Männern ge-
gen Frauen ausnahmslos und überall. 
Andreas Kemper weist aktuell darauf 
hin: heute würden 17 Prozent Männer 
und nur zwei Prozent Frauen AfD wäh-
len. Letztere wissen, warum.

Gemeinsam mit dem gegen diese 
bodenlose Heuchelei formulierten Auf-
ruf „Ausnahmslos“ ist jetzt eine gesell-
schaftliche Offensive gegen sexualisier-
te und frauenfeindliche Gewalt zu for-
dern, von wem auch immer sie ausgeht.

Was ist zu tun? Antifa-
schistische Perspektiven
Wir müssen verstehen, welche Explosi-
on eines seit Sarrazin und Broder etc. 
jahrelang angehäuften, ideologisch-ras-
sistischen Sprengstoffs wir hier gerade 
erleben – inzwischen übrigens weitge-
hend unabhängig von allem, was über 
die Ereignisse von Köln je gesichert 
bekannt sein wird. Der antiislamische 
Rassismus ist heute der entscheidende 
ideologische Kitt für die allermeisten 
reaktionären, sexistischen, militaristi-
schen und neofaschistischen Bewegun-
gen. Er hält sie zusammen, er lenkt die 
Wut vieler Menschen über ihre Lage 
nach „Unten“ und nach Außen, er sorgt 
für hohe Zustimmung zu wachsender 
Überwachung und Repression sowie 
für die wachsende Bereitschaft zum 
Krieg „gegen den Terror“.

Kurzfristig ist es notwendig, zunächst 
auf einer öffentlichen und transparen-
ten Klärung der Ereignisse zu beste-
hen, ja sie selber in Angriff zu nehmen. 
Diese Aufgabe darf weder den Medien 
noch der Exekutive als wichtiger Teil 
des Problems überlassen bleiben. Eine 
gute Möglichkeit wäre ein öffentliches 
Tribunal, das alle verfügbaren Informa-
tionen über die Ereignisse zusammen-
trägt, selbst ermittelt und die Ergebnis-
se öffentlich vorträgt. Es gibt keinerlei 
Grund, den staatlichen „Aufklärungsbe-
mühungen“ in diesem Zusammenhang 
auch nur einen Meter weit zu trauen.

Die jetzt angestoßene Sexismus-De-
batte sollte seitens der gesamten Lin-
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ken offensiv unterstützt werden. Das 
propagandistische Geschrei über den 
bösen islamischen Sex-Mob, der „un-
sere Frauen“ behelligt, kann durchaus 
zum Bumerang für die Rechte werden, 
wenn sie an den eigenen heuchlerischen 
Maßstäben gemessen wird. Die oben 
erwähnte feministische Erklärung „aus-
nahmslos“ stellt dafür eine Basis dar.

AntifaschistInnen müssen den ge-
sellschaftlichen Zusammenhang von 
antiislamischem Rassismus, Patriar-
chat und Neofaschismus immer wie-
der konkret benennen und seine Aus-
drucksformen praktisch bekämpfen. 
Letztlich heißt dieser Zusammenhang 
Kapitalismus. Antifaschismus kann nur 
erfolgreich sein, wenn er sich gegen den 
Kapitalismus richtet. Denn der Kapita-
lismus, heute: der Imperialismus, trägt 
nicht nur den Krieg, er trägt auch die 
Aufrechterhaltung des Patriarchats, 
den Faschismus und Rassismus in sich 
wie die Wolke den Regen.

In diesem Zusammenhang ist es für 
marxistische AntifaschistInnen beson-
ders wichtig, den Zusammenhang zur 
Kriegsfrage herzustellen. Das „Feind-
bild Islam“ ist eben nicht nur Ausdruck 
der Spaltungsversuche herrschender Po-
litik von Oben gegen Unten, nicht nur 
rassistische Verteidigung vermeintlicher 
Etabliertenvorrechte gegen die von au-
ßen eindringenden „Fremden“, sondern 
es ist vor allem Kriegspropaganda ge-
gen den äußeren „Feind“. Dass es sich 
bei der Propaganda von der angeblichen 
Verteidigung westlicher Zivilisation ge-
gen islamische Barbarei um imperialisti-
sche Kriegshetze handelt, zeigen die en-
gen wirtschaftlichen und militärischen 
Beziehungen der BRD mit der Türkei, 
mit Saudi-Arabien und den Golf-Theo-
kratien. Der hierzulande gesäte Haß auf 
den Islam ist Ausdruck imperialistischer 
Ideologie nach Innen und Außen.

Hierüber müssen wir nicht zuletzt 
in den eigenen Reihen für Klarheit 
sorgen. Denn AntifaschistInnen in 
der BRD sehen sich heute gleich zwei 
Querfronten gegenüber.

Einerseits propagieren namhafte 
Theoretiker der Antifa wie Peter Scha-
ber eine Zusammenarbeit antiimperi-
alistischer und internationalistischer 
Kräfte mit sogenannten antinationalen 
Gruppen. „Antinational“ nennen sich 
heute meist Gruppierungen, die kaum 
andere Erklärungsmuster und Politi-
kansätze verfolgen, wie die bei vielen 
inzwischen vollends diskreditierte „An-
tideutsche“. Ihre Arbeit dient dazu, „an-
tideutsche“ Positionen in linken Grup-
pen erneut diskursfähig zu machen. 
„Antideutschen“ und „antinationalen“ 
Gruppen gemeinsam ist die Annahme 

der Existenz eines Islam- oder IS-Fa-
schismus. Eingeschlossen und akzep-
tiert wird dabei in der aktuellen Kur-
distansolidarität nicht selten sogar die 
Nähe zur NATO. Es ist klar, dass es auf 
dieser Basis schwierig wird, gegen den 
antiislamischen Rassismus in der BRD 
aktiv zu sein. Tatsächlich ist genau da-
mit mindestens zum Teil die offenkun-
dige Schwäche der antifaschistischen 
Bewegung im Kampf gegen eine um 
PEGIDA und die AfD entstehende 
neofaschistische Massenbewegung zu 
erklären.

Andererseits sind Teile der Linken 
und antifaschistischen wie antiimperia-
listischen Bewegung zur Zusammenar-
beit in einer anderen Querfront bereit: 
mit Elsässer, Jebsen, Teilen der Frei-
denker, Teilen der Arbeiterfotogra�e, 
der Gruppe „Bandbreite“, den Frie-
denswinter-Aktivisten und Montags-
Mahnwächtlern, deren Nähe zu PEGI-
DA und anderen rechten Gruppen zur 
Genüge belegt ist. Für sie ist nicht der 
Kapitalismus, sondern einzig der US-
Imperialismus die Wurzel allen Übels, 
angesichts dessen man auch mit dem 
deutschen Kapital gemeinsame Sache 
machen und sich zudem zB. mit Putins 
Rußland verbünden sollte.

Läuft die erste Querfront-Position 
objektiv auf eine Art „anti-islamfa-
schistisches“ taktisches Bündnis mit 
der NATO einschließlich der Bundes-
wehr, objektiv sogar auch mit Erdogans 
Türkei hinaus, führt die zweite Position 
zu einer Entlastung des deutschen Im-
perialismus und seiner hegemonialen 
und aggressiven Gegenwart nach Innen 
und nach Außen.

Ergibt sich in der ersten der beiden 
skizzierten Querfronten objektiv eine 
Schnittmenge mit PEGIDA in der Be-
reitschaft, gegen „den Islam“, „die Sala-
�sten“, „den IS“ gemeinsame Sache 
mit Teilen des Imperialismus und sei-
nes Gewaltapparats zu machen, ist die 
Schnittmenge in der zweiten Querfront 
mit PEGIDA deren Nationalismus und 
die Bereitschaft zum Burgfrieden mit 

Deutschland, solange es nur gegen 
den US-Imperialismus, „gegen Ame-
rika“, geht.

Der antifaschistischen Bewegung in 
der BRD steht deshalb eine anstren-
gende und schwierig Phase bevor: sich 
wieder Klarheit zu verschaffen, was 
Antifaschismus heute heißt, die eige-
nen Kräfte auf der Basis dieser Klar-
heit zu konsolidieren, sich neu und ef-
fektiv lokal, regional, bundesweit und 
darüber hinaus zu organisieren, neue 
Bündnisse zu erarbeiten und gleichzei-
tig, wo immer es nötig ist, handelnd ein-
zugreifen. Hans Christoph Stoodt

Putin kontra Lenin
Antikommunistische Märchen aus dem Kreml

Am Donnerstag, dem 21. Januar, fand 
im Moskauer Kreml eine Sitzung des 
Rates für Forschung und Bildung der 
Russischen Föderation statt. Dabei 
ist es zu einem Wortwechsel zwischen 
Michail Kowaltschuk, dem Direktor 
des Kurtschatow-Instituts für Atomfor-
schung, und Präsident Wladimir Putin 
gekommen. Am 23. Januar berichteten 
darüber sowohl die „Junge Welt“ als 
auch die russische „Sowjetskaja Ros-
sija“.

In der „Jungen Welt“ heißt es in 
der Rubrik „Abgeschrieben“: „Dabei 
zitierte der Direktor des Kurtschatow-

Instituts für Atomforschung, Michail 
Kowaltschuk, ein Gedicht aus den 
1920er Jahren von Boris Pasternak mit 
dem Titel ‘Die hohe Krankheit‘ über 
die Oktoberrevolution und einen Satz 
daraus über Wladimir Iljitsch Lenin: 
‚Er lenkte den Gang der Gedanken 
und nur deshalb – das Land‘. So müs-
se auch Wissenschaft organisiert wer-
den. Der russische Präsident Wladimir 
Putin ging darauf in seiner Schluss-
bemerkung ein: (…),Michail Walen-
tinowitsch, den Gang der Geschichte 
lenken – das ist richtig. Wichtig ist al-
lerdings, dass dieses Denken zum er-
forderlichen Resultat führt, aber nicht 
wie bei Wladimir Iljitsch. Auch, wenn 
die Idee an sich richtig ist. Im Ender-
gebnis führte dieses Denken zum Zer-
fall der Sowjetunion, genau daran lag 
es. Es gab viele Überlegungen solcher 
Art: Autonomisierung und so weiter – 
die legten eine Atombombe unter das 
Gebäude, das Russland heißt, und die 
zerriss es dann auch. Und die Weltre-
volution brauchten wir nicht. Da haben 
Sie eine Idee – es ist aber noch nötig, 
darüber nachzudenken, was für eine 
Idee das ist.‘ Juri Jemeljanow stellt dazu 
in der „Sowjetskaja Rossija“ fest: „Die 
Erklärung Putins zeugt nicht nur von 
seinem Verhältnis zu Lenin, sondern 
auch zu den historischen Ereignissen, 
in denen er sich, sagen wir es so, nicht 
zurecht�ndet.“

Erstens. Lenin war bei weitem 
nicht der erste, der von der sozialisti-
schen Weltrevolution sprach. Darüber 
schrieben Karl Marx, Friedrich Engels, 
die Aktivisten der I. Internationale, die 
noch vor der Geburt W. Uljanows ent-
stand. Zweitens. Lenin strebte nicht 
danach, die Weltrevolution ohne Be-
rücksichtigung der objektiven Realitä-
ten zu verbreiten. Auf dem VII. Partei-
tag der KPR(B) (März 1918) sagte Le-
nin: „Ja, wir werden die internationale 

Weltrevolution erleben, aber vorläu�g 
ist sie ein sehr gutes, ein sehr schönes 
Märchen – ich verstehe durchaus, dass 
Kinder schöne Märchen lieben. Ich fra-
ge jedoch: steht es einem ernsthaften 
Revolutionär an, an Märchen zu glau-
ben?“

Obwohl das Wort ‚Autonomisie-
rung‘ die gleichen Buchstaben enthält, 
wie auch das Wort ‚Atom‘, bedeutete 
dieser Begriff, der 1922 in der Diskus-
sion über die Zukunft des Sowjetlands 
eine Rolle spielte, keineswegs, eine 
Atombombe unter das Gebäude des 
neuen Russlands zu legen. Die Idee 

der Auto-
nomisie-
rung vertrat 
eine gewis-
se Zeit der 

Volkskommissar für Nationalitäten-
fragen J.W. Stalin, der dabei gerade die 
Stärkung und Festigung und nicht die 
Absonderung der Sowjetrepubliken im 
Auge hatte. W.I. Lenin wandte sich ge-
gen diesen Vorschlag, weil er berück-
sichtigte, dass zu dieser Zeit in den So-
wjetrepubliken bereits Institute staat-
licher Selbstständigkeit entstanden 
waren, und eine Absage daran nur die 
Unzufriedenheit eines Teils der Bevöl-
kerung hervorrufen konnte.

Die Aussage Jemeljanows über die 
Autonomisierungsvorstellungen Sta-
lins geht unserer Meinung nach an de-
ren Kern vorbei. Das ist besonders be-
dauerlich für Leserinnen und Leser, für 
die diese Problematik Neuland ist. Es 
ging bei Sta-
lins Autono-
misierungs-
vorstellun-
gen nämlich 
nicht um die „Stärkung und Festigung“ 
der nationalen Sowjetrepubliken, son-
dern um ihre Eingliederung in die Rus-
sische Föderative Sowjetrepublik mit 
dem Status von Autonomien, d.h. um 
die Absenkung ihrer Selbstständig-
keit zugunsten der Russischen Sozia-
listischen Föderativen Sowjetrepublik 
(RSFSR). Gerade darum fürchtete Le-
nin negative Reaktionen bei Teilen der 
Bevölkerung der übrigen Sowjetrepub-
liken, die dort die Sowjetmacht gefähr-
den könnten.

Recht hat Jemeljanow jedoch, wenn 
er die Unterstellung Putins, die „Au-
tonomisierung“ habe zu den Haupt-
ideen Lenins gehört, als geradezu lä-
cherlich bezeichnet. Er fährt fort: „Bis 
heute hat uns der Reformator Putin 
nicht überzeugend darlegen können, 
warum unser Land solange es den Ide-
en Lenins folgte und den Sozialismus 
aufbaute, sich schnell entwickelte, er-
starkte und zu einem der bedeutends-

ten Mächte der Welt wurde. Lenin zu 
beschuldigen, den Zerfall des Landes 
vorbereitet und eine ‚Atombombe‘ 
unter die UdSSR gelegt zu haben, das 
kann nur derjenige, der den gesunden 
Menschenverstand mit Füßen tritt. Die 
Initiatoren des Zusammenbruchs der 
UdSSR sind dem ganzen Volk bekannt, 
auch namentlich.“

Schließlich weist Jemeljanow noch 
auf den Widerspruch hin, dass Prä-
sident Putin, Lenin der angeblichen 
Zerstörung der Sowjetunion beschul-
digend, kürzlich mit der Eröffnung des 
Jelzin-Museums in Jekaterinburg gera-
de demjenigen höchste Ehren erwies, 
der die Hauptverantwortung für die 
Au�ösung des Unionsvertrages über 
die Bildung der UdSSR und damit für 
deren Ende trägt.

Wir wollen hinzufügen: Die eingangs 
zitierte Feststellung Jemeljanows, Putin 
„�nde sich in den geschichtlichen Ereig-
nissen nicht zurecht“, scheint nach alle-
dem zu diplomatisch formuliert zu sein. 
Zutreffender müsste wohl von einer an-
tikommunistisch motivierten bewussten 
Entstellung der historischen Fakten die 
Rede sein. Aber reicht das aus, um die 
massive Polemik Putins gegen eine „Au-
tonomisierung“, d.h. gegen Autonomien 
bzw. mit Blick auf Lenin und die Sow-
jetunion gegen nationale Republiken 
mit weitgehender Selbstständigkeit im 
Verbund einer Föderation zu verste-
hen? Oder geht es Putin vielleicht zu-
gleich darum, mit Blick auf die heutigen 
Strukturen der Russischen Föderation 

vor zu viel Föderation und Autonomie 
zu warnen und die Trommel für den all-
mächtigen Zentralstaat zu rühren?

Abschließend soll darauf hingewie-
sen werden, dass – aus welchen Grün-
den auch immer – offenbar nicht weni-
ge Nutzer der russischen Massenmedi-
en, in denen über die Replik Putins auf 
den Direktor des Kurtschatow-Instituts 
berichtet wurde, über diese bzw. deren 
Inhalt empört sind. Jedenfalls sah sich 
Dmitri Peskow, der Pressesprecher des 
Präsidenten, zu dem Versuch gezwun-
gen, seinen Chef zu verteidigen. Er er-
klärte, dass die Aussagen Putins „kaum 
ein Vorwand für Empörung sein“ (soll-
ten). Eher könnten diese ein Vorwand 
dafür sein, nicht damit einverstanden 
zu sein, aber es gibt keinen Anlass zur 
Empörung. Letzten Endes ist jeder, da-
runter auch der Präsident, frei in sei-
nem Verhältnis zur Rolle dieser oder 
jener Persönlichkeit in der Geschichte.

Willi Gerns

„Lenins Ideen, so Putin, hätten eine Atombombe
unter das Gebäude gelegt, das Russland heißt.“

„Putins Sprecher sah sich gezwungen,
seinen Chef gegen die Empörung zu verteidigen.“

Lenin bleibt hier. Nach Putins Äußerungen über den jüngeren der Bombenleger-Brüder Uljanow betonte Putins Sprecher, 
dass die Regierung nicht plane, Lenin aus dem Mausoleum am Roten Platz zu entfernen. 
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